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Einziger Tagesordnungspunkt 
 
Antrag der Abgeordneten Daniela Wagner, 
Ingrid Hönlinger, Bettina Herlitzius, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
 
Wohnraum in Deutschland zukunftsfähig ma-
chen - Für ein sozial gerechtes und klima- 
freundliches Mietrecht 
 
BT-Drucksache 17/7983 
 
Stellv. Vorsitzender: Sehr geehrte Kollegen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
eröffne die 87. Sitzung des Ausschusses für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. Diese Sit-
zung findet im Rahmen eines öffentlichen Ex-
pertengespräches statt. Ich möchte darauf hin-
weisen, dass dieses Gespräch als Tonauf-
zeichnung mitgeschnitten wird und wir auch über 
dieses Gespräch ein Wortprotokoll anfertigen. 
Erhebt sich dagegen Widerspruch? Ich sehe, 
das ist nicht der Fall. Die Öffentlichkeit ist her-
gestellt. Es gibt eine ganze Reihe von Anmel-
dungen externer als auch intern interessierter 
Sachverständiger, die an unserem Expertenge-
spräch teilnehmen. Für diejenigen unter Ihnen, 
die hier nicht ganz so orts- und personenkundig 
sind, ich bin nicht Dr. Anton Hofreiter, der Aus-
schussvorsitzende. Mein Name ist Volkmar 
Vogel, ich vertrete heute den Vorsitzenden, der 
leider erkrankt ist. Ich kann Ihnen an der Stelle 
mitteilen, dass dieses Expertengespräch zu-
rückgeht auf einen Beschluss vom 7. März 2012, 
zur Anhörung über diesen Gegenstand. Die 
beantragende Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat sich mittlerweile bereit erklärt, 
diesen Themenkomplex auch im Rahmen eines 
öffentlichen Expertengespräches durchzuführen. 
Wir haben für dieses Expertengespräch fünf 
Sachverständige eingeladen, die auch alle er-
scheinen konnten. Vielen Dank, dass Sie heute 
anwesend sind. Ich möchte im Einzelnen be-
grüßen: Frau Gesine Kort-Weiher vom Deut-
schen Städtetag (DST), Dr. Christian Lieberk-
necht vom Bundesverband Deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen (GdW), 
Lukas Siebenkotten vom Deutschen Mieterbund 
(DMB), Michael Spielmann von der Deutschen 
Umwelthilfe (DUH) und Dr. Kai Warnecke von 
Haus & Grund Deutschland. Alle fünf Sachver-
ständigen haben Stellungnahmen abgegeben. 
Die Stellungnahme vom Deutschen Mieterbund 
müsste Ihnen, meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen, vor kurzer Zeit als Tischvorlage 
noch zugegangen sein. Die Medien wurden über 
das heutige Expertengespräch durch eine 
Pressemitteilung informiert und Sie können 
diese, wie auch die Stellungnahmen dazu im 

Internet einsehen. Zum Zeitrahmen haben sich 
die Obleute im Obleutegespräch auf etwa eine 
Stunde festgelegt. Das wäre von jetzt an bis 
13.15 Uhr. Ich bitte aufgrund des eng geknüpften 
Zeitplanes, dass wir uns daran halten.  
 
Vom Ablauf her, würde ich vorschlagen, dass als 
erstes die Sachverständigen in der üblichen Art 
und Weise die Möglichkeit haben, für ein Kurz-
statement. Ich bitte Sie darum, dass Sie in Ihrem 
Kurzstatement einen Zeitrahmen von drei Mi-
nuten nicht wesentlich überschreiten, weil dann 
in der Folge dessen, viel Raum sein soll, auch 
noch für die Kolleginnen und Kollegen zu fragen. 
Bei dem Prozedere zu den Fragen bitte ich um 
Verständnis, da verhasple ich mich manchmal 
auch selber ein bisschen. Ich würde aber vor-
schlagen, dass wir dem folgen, wie es unser 
Vorsitzender jetzt zur guten Praxis gemacht hat, 
dass jeder Kollege von uns die Möglichkeit hat, 
bis zu zwei Fragen zu stellen. Entweder jeweils 
eine an zwei Sachverständige, zwei Fragen an 
einen Sachverständigen stellen, so dass der eine 
Sachverständige dazu ausführlicher Stellung 
nimmt. Können wir so verfahren? Findet das die 
Zustimmung von Ihnen allen? Gut, dann würde 
ich vorschlagen, dass wir mit dem Expertenge-
spräch beginnen und den Sachverständigen als 
erstes die Möglichkeit zu ihrer Stellungnahme 
geben. Ich würde Sie Frau Kort-Weiher bitten, 
mit Ihrer Stellungnahme zu beginnen und sich 
dann in der Reihenfolge die weiteren Stellung-
nahmen anschließen lassen. Bitte, Frau 
Kort-Weiher! 
 
Gesine Kort-Weiher (DST): Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren, herzlichen Dank für 
die Einladung zu diesem Expertengespräch. Wie 
im Antrag richtig dargestellt, gibt es durch den 
demographischen Wandel und die Anforderung 
von Klimaschutz und Energieeinsparung erheb-
liche Herausforderungen an Wohnungspolitik 
und Wohnungswirtschaft. Es sind in großem 
Umfang Investitionen in den Wohnungsbestand 
erforderlich. Schwierigkeiten bei der Bewältigung 
dieser Aufgaben ergeben sich daraus, dass die 
Wohnungsmärkte regional und örtlich differen-
ziert sind und somit auch die Rahmenbedin-
gungen für die Investitionen höchst unterschied-
lich sind. Besondere Schwierigkeiten bzgl. des 
Bestandes sehen wir darin, die Selbstnutzer und 
privaten Kleineigentümer mitzunehmen. Denn 
wenn man sich mal anguckt, hat die unterneh-
merische Wohnungswirtschaft in den Bereichen 
doch schon eine Menge getan. Und gerade an 
die ranzukommen, ist aus kommunaler Erfah-
rung nicht einfach. Zu diesen Bestandsinvesti-
tionen kommt hinzu, dazu in vielen Großstädten 
und Universitätsstädten Wohnraum inzwischen 
wieder knapp und teuer wird. Dort ist Neubau 
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erforderlich. Das Hauptanliegen des Deutschen 
Städtetages ist es, dass der Wohnraum trotz der 
nötigen Investitionen in dem Bestand bezahlbar 
bleibt und Verdrängungseffekte vermieden 
werden. Dabei muss man daran denken, dass 
gerade in den energetisch schlechten Beständen 
natürlich überproportional einkommensschwä-
chere Haushalte wohnen dürften. Wir halten 
Maßnahmen natürlich auf allen Ebenen – Bund, 
Länder und kommunaler Ebene – für erforder-
lich.  
 
Ich möchte mich nachfolgend aus Zeitgründen 
auf die Bundesebene beschränken. Nötig ist es, 
bei der Festlegung der Standards immer auch 
auf die Wirtschaftlichkeit und mögliche Miet-
steigerungen zu achten. Also nicht alles, was 
technisch möglich ist, umzusetzen. Die Aus-
gangsbedingungen bezogen auf Wohnungs-
markt, Gebäudealter, Gebäudeart, Sanierungs-
zustand und sonstige Rahmenbedingungen sind 
sehr unterschiedlich. Daher halten wir Zielvor-
gaben für sinnvoll, aber bezogen auf die Maß-
nahmen Flexibilität für erforderlich. Also Stich-
wort „Technologieoffenheit“ – nicht immer ist 
Dämmung der beste Weg. Um Umbaumaß-
nahmen im Bestand, aber in angespannten 
Märkten auch Neubau, bezahlbar zu machen, ist 
natürlich eine finanzielle Förderung unabding-
bar. Das gilt einmal für die KfW-Förderung und 
für ganz wichtig halten wir auch eine Fortführung 
der Kompensationszahlung des Bundes in der 
Wohnraumförderung, die natürlich dann 
zweckgebunden ist. Und wichtig auch, um At-
tentismus, im Hinblick auf sich verändernder 
Rahmenbedingungen vorzubeugen, ist es den 
Investoren Planungssicherheit in Bezug auf 
Förderung und Standards zu geben. Last but not 
least halten wir eine Wohngeldanpassung für 
nötig. Seit der letzten Leistungsverbesserung 
Anfang 2009 ist es zu erheblichen Mietsteige-
rungen gekommen. Wir stellen in den Städten 
wieder sehr hohe Überschreiterquoten bezogen 
auf die Miethöchstbeträge fest, so dass bei der 
Berechnung des Wohngeldes nicht die tatsäch-
lichen Wohnkostenbelastungen berücksichtigt 
werden. In vielen Städten insbesondere bei den 
Kleinhaushalten gibt es schon wieder annähernd 
50 Prozent der Haushalte, die diese Miet-
höchstbeträge überschreiten. Neben der An-
passung an die Mietentwicklung können wir uns 
auch so etwas wie einen Klimabonus – oder wie 
es im Antrag heißt, Klimazuschuss – im Wohn-
geld vorstellen. Das wäre sicher auch ein Bei-
trag, um Verdrängungseffekte zu vermeiden. 
Flankierend dazu halten wir es auch für sinnvoll, 
rechtliche Regelungen zur Dämpfung des Miet-
preisanstiegs in Betracht zu ziehen. Dabei sollte 
man aber beachten, dass mietrechtliche Rege-
lungen bundesweit wirken und das, was für 
München vielleicht heilsam ist, für Gelsenkirchen 

nicht unbedingt eine gute Maßnahme wäre. Auch 
ist zu bedenken, dass mietpreisbegrenzende 
Regelungen sich auf die Investitionsbereitschaft 
auswirken können und insofern das dann zwar 
ein doktern an Symptomen wäre, aber nicht eine 
Beseitigung der Ursachen, dergestalt, dass neu 
gebaut würde. Danke! Der Rest steht in meiner 
Stellungnahme. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Dr. 
Lieberknecht, Sie haben das Wort. 
 
Dr. Christian Lieberknecht (GdW): Vielen 
Dank, Herr Vogel! Auch dem Ausschuss Dank 
für die Gelegenheit, dass wir hier Stellung be-
ziehen können. Der Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN enthält alles, was auch 
uns an bestimmten Themen, an Herausforde-
rungen begegnet. Mit uns meine ich unseren 
Wohnungsunternehmen, die kommunalen 
Wohnungsgesellschaften, die Genossenschaf-
ten, kirchliche und privatwirtschaftliche, insge-
samt 3.000 in Deutschland. Wir haben eine 
relativ umfangreiche Stellungnahme abgegeben. 
Wir haben versucht auf die Details in dem Antrag 
einzugehen, in aller Kürze. Man kann natürlich 
zu den Punkten auch noch viel mehr schreiben. 
Deshalb will ich mich jetzt auf eine generelle 
Bemerkung beschränken. Wenn man die, 44 
sind es glaube ich, Einzelforderungen im Antrag 
sieht, dann decken die mit Sicherheit alle The-
men, die im Moment wichtig sind, ab. Der 
Wohnungsmarkt ist generell einer der Märkte, 
der am stärksten reguliert ist. Wo auch viel 
Förderung rein fließt, wenn auch weniger als 
früher. Aber die Regulierung zeigt natürlich in 
vielen Fällen auch so ein bisschen die Verlo-
ckung, dass man dann auch ein bisschen mehr 
dreht, an bestimmten Stellen. Es gibt viele 
Stellschrauben im Steuerrecht, im Ordnungs-
recht, Mietrecht, wo auch immer, von der Bun-
des-, über die Länder,- auf die kommunale 
Ebene. Ich habe so ein bisschen den Eindruck, 
dass man hier versucht hat, auch viele Stell-
schrauben zu bedienen. Da muss man natürlich 
immer gucken, dass man bei den gut gemeinten 
Ansätzen nicht vergisst, dass wir uns ja in einer 
Wirtschaftsordnung der sozialen Marktwirtschaft 
befinden, wobei Marktwirtschaft das Hauptwort 
ist, sozial ist das Adjektiv. Das heißt, wir müssen 
immer gucken, dass wir diejenigen, die inves-
tieren, nicht zu sehr behindern und bedrängen. 
Im Moment haben wir als GdW, den Eindruck 
unsere Wohnungsunternehmen, dass ein Punkt 
erreicht ist, wo man auch nicht mehr viel darüber 
hinausgehen kann. Das betrifft die energetische 
Sanierung, die Sanierungspflichten im Bestand 
oder auch im Neubau. Mit der EnEV 2012 gibt es 
gerade im Neubau jetzt nochmal eine Ver-
schärfung um 12,5 Prozent. So ist es jedenfalls 
angedacht in 2014 als auch in 2016. Das ist ein 
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Punkt, der schon so ein bisschen über das hin-
aus geht, was unsere Unternehmen wirtschaft-
lich umsetzen können. Und was vor allen Dingen 
auch unseren Mietern an Mieterhöhung zuge-
mutet werden kann. Dies als generelle Anmer-
kungen am Anfang: Ein bisschen Augenmaß, 
bitte!. Die vielen Regelungen wirken auch irgend- 
wie zusammen. Eine Einzelne kann vielleicht für 
sich genommen unbedenklich sein, aber in der 
Menge ist es natürlich dann schon so, dass wir 
Grenzen erreichen. Damit würde ich es belassen 
und verweise auf die ausführlichere Stellung-
nahme. 
 
Stellv. Vorsitzender: Sehr vorbildlich, Herr Dr. 
Lieberknecht! Herr Siebenkotten, bitte! 
 
Lukas Siebenkotten (DMB): Ich will an den 
vorbildlichen Herrn Dr. Lieberknecht anknüpfen 
und einen seiner Sätze sofort zu Beginn in Er-
innerung rufen. Er hat nämlich gesagt: Diejeni-
gen, die investieren, dürfen nicht zu sehr be-
drängt werden. Das ist richtig. Allerdings dieje-
nigen, die als Mieterinnen und Mieter erst hin-
terher bezahlen sollen, dürfen auch nicht zu sehr 
bedrängt werden. Wir haben im Moment eine 
wohnungspolitische Melange, die aus zwei Tei-
len besteht. Der eine Teil ist: Die Mieten werden 
deutlich steigen, insbesondere in Ballungszen-
tren, weil wir es mit einer Wohnungsknappheit 
zutun haben. Übrigens der Begriff „Wohnungs-
not“ ist – das sage ich auch ganz klar – in diesem 
Zusammenhang nicht der Richtige. Der betrifft 
die Zeit kurz nach dem 2. Weltkrieg. Aber von 
Wohnungsknappheit kann man – meiner Ansicht 
nach – durchaus mit Fug und Recht reden. Das 
ist die eine Seite und auf der anderen Seite 
haben wir jetzt die energetische Gebäudesa-
nierung. Jetzt könnte ja ein tumber Deutscher 
Mieterbund hingehen und sagen: „Dann wollen 
wir keine energetische Gebäudesanierung, weil 
das kann man unseren Leuten nicht zumuten.“ 
Aber wir sind eben nicht ganz so tumb, sondern 
wir sind der Auffassung, energetische Gebäu-
desanierung ist sinnvoll, notwendig und muss 
sein. Genau so, wie wir uns mit der Frage be-
schäftigen müssen: Wie schaffen wir genügend 
Wohnraum? Bitteschön, meine Damen und 
Herren, das Entscheidende ist, dass Sie die 
umweltpolitischen Fragen, die hinter der ener-
getischen Gebäudesanierung stecken – und so 
habe ich auch den Antrag verstanden – mit der 
sozialpolitischen Frage verknüpfen. Wer soll 
denn das wie und in welcher Weise bezahlen? 
Und glauben Sie mir, ich will nicht dramatisieren, 
aber wenn man das losgelöst voneinander dis-
kutiert und nicht sagt, das Eine muss gleichzeitig 
mit dem Anderen geregelt werden, dann wird 
man – das prophezeie ich Ihnen – Schiffbruch 
erleiden. Wir werden es dringend brauchen in 
Deutschland, dass wir da Fragen: Wie können 

wir einerseits erreichen, dass auch diejenigen in 
energetisch sanierten Wohnungen wohnen, die 
ein geringeres Einkommen haben und weniger 
Miete bezahlen können, und wie können wir 
andererseits der Notwendigkeit Rechnung tra-
gen, auf jeden Fall umweltpolitisch etwas zu tun? 
Wie können wir beiden Dingen gleichzeitig ge-
recht werden? Das bedeutet, wir brauchen – und 
alle diese Dinge kommen im Antrag vor – auf 
jeden Fall so etwas wie eine Klimawohngeldva-
riante, etwas, das wir als Mieterbund schon 
lange fordern. Wir brauchen auch vernünftige 
Regelungen im Zusammenhang mit Hartz IV, 
also SGB II, denn es kann nicht sein, dass hin-
terher ausschließlich die Hartz IV-Empfänger 
nicht in energetisch saniertem Wohnraum woh-
nen. Was übrigens den Staat mehr kostet, weil er 
die höheren Heizkosten dann bezahlen muss. 
Und wir müssen uns – meiner Ansicht nach – 
auch mit Fragen beschäftigen, wie man die 
Miethöhe begrenzt. Da bin ich nicht ganz so 
konservativ wie mein Vorredner. Wir sind schon 
der Auffassung, dass man etwa mit einer Be-
grenzung von 10 Prozent über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete operieren kann. Und da ist ein 
kleiner Unterschied zum Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wir können uns 
durchaus vorstellen, dass man da eine bundes-
einheitliche Regelung schafft. Die bundesein-
heitliche Regelung mit 10 Prozent, die also nicht 
nur die Kommunen ermächtigt, etwas zu tun, 
würde ja da, wo man das gar nicht erreichen 
kann, niemandem schaden. Und da, wo es 
schlimm ist und deswegen eine Begrenzung der 
Auswüchse erforderlich ist, würde sie nützen. 
Also, meine Damen und Herren, denken Sie 
doch im Zusammenhang mit Mietrechtsände-
rung über solche Fragen auch nach und über-
legen Sie bitte auch: Wie können auch diejeni-
gen es finanzieren, die dazu aufgrund ihres 
eigenen Portemonnaies nicht alleine in der Lage 
sind? Ich habe hoffentlich jetzt die Zeit nicht 
deutlich überschritten, Herr Vorsitzender. 
 
Stellv. Vorsitzender: Wenn der letzte Satz nicht 
gewesen wäre, hätten Sie nicht deutlich über-
schritten …… Als nächstes Herr Spielmann von 
der Deutschen Umwelthilfe. 
 
Michael Spielmann (DUH): Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren. Vielen Dank auch, 
dass wir uns äußern können. Ich will es auch 
kurz machen und nicht die Stellungnahme vor-
lesen. Die liegt Ihnen vor. Mit ist wichtig, was 
gerade mein Vorredner angesprochen hat, dass 
es notwendig ist, im Gebäudebestand massiv 
auch energetische Sanierung voranzutreiben. 
Das ist der Hintergrund der Debatte heute hier. 
Das ist ganz dringlich, denn wenn das so weiter- 
geht, wie es sich im Moment abzeichnet, dann 
wird die Energiewende in Deutschland allein 
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deswegen scheitern, weil wir den Gebäudebe-
stand nicht modernisiert bekommen. Sie wissen, 
dass die Raten jetzt unter ein Prozent sind. Das 
heißt in 100 Jahren werden wir es nicht schaffen, 
den wirklich in dem Sinne notleidenden Woh-
nungsbestand zu sanieren. Das muss sich än-
dern und dazu muss auch das Mietrecht einen 
Beitrag leisten. Allerdings – das möchte ich ganz 
deutlich sagen – ist das Mietrecht nicht die 
Hauptbaustelle, um das durchzusetzen. Wir 
müssen das Gesetz zur steuerlichen Förderung 
von Sanierung, das ja skandalöser Weise auf Eis 
liegt und was dadurch auch zu einem Attentis-
mus führt in diesem Bereich, dringend umsetzen. 
Wenn wir noch länger darüber reden, wird noch 
länger die Sanierungsrate immer niedriger wer-
den. Das ist also eine der wichtigsten Botschaf-
ten heute. Auch die EnEV beispielsweise, was 
da im Gespräch ist, das ist letztendlich wichtiger 
als das Mietrecht, was nicht die Debatte heute 
hier konterkarieren soll. Das Mietrecht hat die 
Funktion, vor allen Dingen Hemmnisse zu be-
seitigen, wo wirklich Modernisierungen sonst 
nicht stattfinden können. Das ist in den vorlie-
genden Entwürfen zum Teil auch zielführend 
gemacht. Also, dass man da auch bestimmte 
Prioritäten setzt, Klimaschutz in die Abwägung 
reinnimmt. Vor allen Dingen aber auch, den von 
meinem Vorredner angesprochenen sozialen 
Ausgleich zwischen Mietern und Vermietern 
herzustellen. Da sehen wir im Gegensatz zu dem 
Entwurf der Bundesregierung, wo es aus unserer 
Sicht weder einen Anreiz gibt, wirklich zu sa-
nieren, noch der soziale Ausgleich gelingt und 
eher Luxussanierungen gefördert werden. In 
dem jetzt vorliegenden Antrag sehen wir viele 
positive Ansätze, wir haben sie benannt und die 
kann ich dann gerne auch noch im weiteren 
Gespräch vertiefen. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Spiel-
mann! Das war sehr vorbildlich, Ihre Stellung-
nahme zu diesem Themenkomplex. Ich bitte jetzt 
Herrn Dr. Warnecke um seine Stellungnahme für 
Haus & Grund. 
 
Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender! Verehrte Abgeordnete, 
vielen Dank für die Einladung. Ich beginne ein-
fach mal mit einem kleinen Danke an die An-
tragsteller. Denn Haus & Grund begrüßt es, dass 
Sie die Themen, die das Immobilieneigentum 
betreffen in diesem Antrag, einmal angespro-
chen und zusammengefasst haben. Sie haben 
fast alle Themen allerdings nur aufgeworfen. 
Demographischer Wandel, ja das ist ein Prob-
lem. Da muss man aber sagen, in weiten Teilen 
des Landes haben wir Leerstand. Auch wenn 
medial natürlich die Wohnraumknappheit – ich 
will mich da gern dem Mieterbund anschließen – 
in einigen wenigen Ballungsräumen stark im 

Fokus der Öffentlichkeit steht. Der altersgerechte 
Umbau gehört mit zum demographischen 
Wandel. Das Mietrecht gehört zum Problemfeld 
mit hinzu. Dort haben wir ja einen Gesetzentwurf 
vorliegen, der hoffentlich die beiden wichtigen 
Punkte, die da drin geregelt sind, alsbald 
Rechtswirklichkeit werden lässt. Ein wichtiger 
Punkt sind auch die hohen gesetzlichen Bau-
standards, wenn man in Deutschland heute – 
man kann es ja kaum sagen, das klingt ja zynisch 
– eine einfache Wohnung baut, liegt man auto-
matisch bei 8,50 Euro Kaltmiete. Das ist das 
Minimum, was man braucht, um überhaupt die 
Kosten einspielen zu können. Und die Wohn-
nebenkosten sind letztlich das, was in den ver-
gangenen Jahren dramatisch explodiert ist.  
 
Vergessen wurde im Antrag und nicht themati-
siert bei der Belastung des Privaten, des Ei-
gentums insgesamt, dann leider noch Abgaben 
und Steuern. Das betrifft alle drei Ebenen. Die 
kommunale Ebene: Die Grundsteuer ist in den 
vergangen 10 Jahren um 35 Prozent gestiegen. 
Die Grunderwerbssteuer ist das neue Vehikel 
der meisten Länder, um die Steuern anzuheben. 
5,5 Prozent ist so das, was in der Tendenz 
überall sichtbar wird. Und auf Bundesebene 
planen Sie, die Antragsteller, ja auch noch 
Vermögenssteuer und Vermögensabgabe. Das 
würde natürlich die privaten Eigentümer vorran-
gig treffen, die 76 Prozent des Bestandes halten. 
Wenn ich Ihren Vorschlag richtig verstanden 
habe, folgt der Vermögensabgabe noch eine 
weitere Steuer. Deswegen nenne ich es Abgabe 
und Steuer. Aber es ist ja auch noch nicht ganz 
fest gegossen. Insofern ist noch eine gewisse 
Flexibilität da. Die Themen sind richtig, die Lö-
sungsansätze sehen wir anders. Ganz kurz: 
Punkt 1a) Klimaneutraler Gebäudebestand bis 
2050, das sind nur noch 37 Jahre. Die privaten 
Eigentümer denen 76 Prozent der Gebäude in 
Deutschland gehören, werden dadurch schlicht- 
weg überfordert. Das ist praktisch nicht möglich. 
Sie sprechen unter Punkt 1f) den bedarfsorien-
tierten Energieausweis an. Ich verweise nur auf 
die Studie des Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR). Der bedarfsorien-
tierte Energieausweis hat eine höchst zweifel-
hafte Aussagekraft. Sie kennen die Studie. Er ist 
als alleiniges Instrument schlicht nicht tauglich, 
sodass diese Forderung definitiv überrascht. Die 
steuerliche Förderung wird seit einem Jahr im 
Bundesrat blockiert, auch von den Antragstel-
lern. Haus & Grund verweist hier auf die altbe-
kannte und gut funktionierende Regelung der      
§ 82a Einkommenssteuerdurchführungsverord-
nung, den es mal gab. Den könnte man ent-
sprechend hier wieder anwenden. Zu Punkt 2i) 
die Mittel des Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung, „EFRE“-Mittel. Sehr wichtig, dass 
die für die kommende Förderperiode auch tat-
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sächlich in den Wohnungssektor fließen. Be-
sonders wichtig wäre es aber, dass die Länder 
die Mittel auch an die privaten Eigentümer ab-
geben. Zu den mietrechtlichen Vorschlägen, 
soweit sie in dem Entwurf der Regierungsfrak-
tionen aufgegriffen werden, verweisen wir auf 
den Regierungsentwurf, weil wir den für richtig 
und gut halten. Im Hinblick auf die Kappungs-
grenze 9 Prozent möchte ich noch kurz sagen: 
Das lehnen wir strikt ab. Bei einer energetischen 
Modernisierung trägt der Eigentümer ungefähr 
60 bis 90 Prozent der Kosten, denn der über-
wiegende Teil der Kosten einer energetischen 
Modernisierung sind schlicht und ergreifend 
keine Modernisierungskosten im Sinne des 
Mietrechtes. Das heißt, der Eigentümer ist schon 
stark belastet mit eben 60 bis 90 Prozent. Das 
bedeutet, wenn sie es gleich und gerecht ver-
teilen wollen, dann muss es in eine andere 
Richtung gehen, aber nicht weiter in Richtung 
der privaten Eigentümer. An dieser Stelle will ich 
es dann mit den Anmerkungen belassen. Erst 
mal vielen Dank!  
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank auch, Herr 
Dr. Warnecke! Ich danke allen Sachverständigen 
für die kurzen, knappen, sehr aussagefähigen 
Worte zu Ihren Stellungnahmen und für die 
Vorbereitung unserer Diskussion. Ich eröffne 
jetzt die Fragerunde und hätte an die Kollegen 
eine Bitte. Ich würde gern selbst zwei Fragen 
stellen. Darf ich das jetzt hier vom Platz aus 
machen? Ich denke das verkürzt dann die Sa-
che. Vielen Dank! Herr Siebenkotten, die Fragen 
gehen zwar nicht an Sie, aber aus Ihren Aus-
führungen habe ich lesen können bzw. hören 
können, dass Sie insbesondere auf die Fragen 
von Wohnungsknappheit eingegangen sind. 
Insgesamt muss man ja sagen, dass die Situa-
tion in Deutschland doch sehr vielschichtig ist. 
Dass wir durchaus auch Regionen haben, wo 
immer noch Leerstand besteht, den wir dabei 
auch berücksichtigen müssen. Und dass natür-
lich Sanierungen im leerstehenden Gebäude – 
egal ob energetisch oder egal ob altersgerecht 
oder beides – natürlich für den Markt richtig ist, 
aber insgesamt auch zu sozialen Problemen 
führen kann. Gerade auch, wenn man an 
Kleinvermieter denkt, die jetzt nur wenige 
Wohnungen in der Vermietung haben.  
 
Meine Frage geht diesbezüglich an Herrn Dr. 
Lieberknecht vom GdW und dann eine weitere 
Frage an Herrn Dr. Warnecke. Wenn wir von der 
Sozialverträglichkeit auch in der energetischen 
Sanierung sprechen, muss man ja sagen, dass 
die soziale Wohnraumförderung Aufgabe der 
Länder geworden ist, Föderalismuskommission, 
bzw. schrittweise übergeben wird, auch was das 
Finanzielle angeht. Nun stellt der Bund jedes 
Jahr zurzeit 518 Millionen Euro dafür zur Ver-

fügung. Man verhandelt aber darüber, wie das 
fortgesetzt wird. Aus ihrer Sicht, aus Ihrer prak-
tischen Erfahrung: Wie wenden die Länder so-
wohl die finanziellen Mittel, die der Bund zur 
Verfügung stellt, als auch das, was Sie kom-
plementär selber mit dazu tun an, um tatsächlich 
die Effekte der energetischen Sanierung auch 
sozial verträglich umzugestalten, vielleicht noch 
unter Einbeziehung anderer Sanierungsaufga-
ben? Und an Herr Dr. Warnecke: Sie sprachen 
auch selbst das Thema an: Der Energieausweis. 
Es ist ja auch in dem Antrag, den wir heute hier 
behandeln, davon die Rede, dass der Energie-
ausweis, egal wie, flächendeckend eingeführt 
werden soll, nicht an bestimmte konkrete Be-
dingungen geknüpft wird. Nach Ihren prakti-
schen Erfahrungen: Wie wird der Energieaus-
weis von Mietinteressenten, von Kaufinteres-
senten abgefragt? Spielen auch die Kennwerte, 
die auch in der EnEV 2012 dann zum Ansatz 
kommen, eine große Rolle für die Mietent-
scheidung, für die Kaufentscheidung? Die bei-
den Frage an Sie beide. Dankeschön! 
 
Stellv. Vorsitzender: Herr Dr. Lieberknecht 
zuerst und dann Herr Dr. Warnecke. Im Übrigen 
an die Kollegen nochmal, wir machen es immer 
so, dass jede Frage sofort von dem einen oder 
den beiden Sachverständigen beantwortet wird. 
 
Dr. Christian Lieberknecht (GdW): Zur Frage 
der sozialen Wohnraumförderung. Sie hatten 
gesagt, Ende 2013 läuft diese erste Periode aus, 
die 518,2 Millionen Euro sind für die Zeit danach 
unsicher. Es wird verhandelt. Wir fordern, dass 
mindestens auf dem gleichen Niveau diese 
Förderung auch weitergeführt wird. Das heißt, 
dass der Bund die Kompensationsmittel in dieser 
Höhe weiterzahlt und zusätzlich die Länder sich 
auch zu einer Zweckbindung bekennen. Also 
eine Zweckbindung, die diese Summe auch 
wieder in den Bereich Wohnraumförderung 
einfließen lässt. Es gab 2011 ein Gutachten, das 
vorgelegt wurde, im Auftrag des BMVBS. Dort ist 
sehr gut aufgeblättert, in welchem Maße die 
Länder umgegangen sind in den letzten Jahren 
mit den ihnen zustehenden Kompensationsmit-
teln. Da gibt es sehr große Unterschiede. Man 
wird das hier auch wissen, dass es bestimmte 
Länder gibt, die das sehr vorbildlich umsetzen. 
Also Bayern nenne ich da, Nordrhein Westfalen, 
auch Schleswig-Holstein. Aber auch andere 
Länder, die dann doch nur ihre Mittel benutzen, 
um alte Programme auszufinanzieren. Da will ich 
jetzt keine Namen nennen, aber die positiven 
Beispiele sollen eigentlich da gelten. Es hat in 
der letzten Zeit Diskussionen – da knüpfe ich an 
die gestrige Diskussion an, zum studentischen 
Wohnraum – und Überlegungen gegeben, wie 
man gerade in diesem Bereich aktiv werden 
kann. Da hat Nordrhein Westfalen – ich glaube 
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vor drei Wochen – die Mittel von 25 Millionen 
Euro auf 50 Millionen Euro verdoppelt, aus den 
eigenen Mitteln, um hier aktiv zu werden für 
nächstes Jahr. Und die Länder, die ich eben als 
vorbildlich bezeichnet habe, wenden natürlich 
ihre Mittel auch auf, um gerade im Bereich der 
energetischen Sanierung Kosteneinsparungen 
zu erzielen für die Vermieter, die dann weiter-
gegeben werden an die Mieter. Denn alles, was 
über Förderungen dazu kommt, wird ja bei der 
Mieterhöhung nicht angerechnet bzw. von den 
Investitionskosten abgezogen. Insofern ist das 
ein probates Mittel und es wird von einigen 
Ländern umgesetzt. Es könnten natürlich noch 
weitaus mehr sein. Und wir hoffen, dass insge-
samt die Förderung auf diesem Niveau erhalten 
bleibt. 
 
Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Der 
Energieausweis, das ist ein heikles Thema. Zu 
Beginn war es so: Wir hatten unseren Mitgliedern 
natürlich angeraten, Energieausweise für die 
Vermietung zu besorgen. Die kamen hinterher in 
die Vereine zurück und sagten: Jetzt habt ihr uns 
diesen Energieausweis aufgeschwatzt, wir ha-
ben viel Geld bezahlt und kein Mieter will das 
Ding sehen. Es ist nicht mehr ganz so schlimm, 
aber in der Tat, man kann im Bereich der Ver-
mietung sicherlich zwischen den beiden typi-
schen Lagen in Deutschland unterscheiden. Da 
wo sie Wohnraumknappheit haben, hat der 
Mieter ganz andere Sorgen als den Energie-
ausweis. Und in den Ecken, wo sie Wohn-
raumüberschuss haben, hat er auch ganz an-
dere Sorgen. Das zeigt aber auch, was wichtig 
ist. Dort kämpfen die Vermieter schlicht und 
ergreifend damit, dass der modernisierte und 
teurere Wohnraum am Markt nicht beliebt ist. 
Und die Mieter geben dem unsanierten, energe-
tisch schlechteren aber eben preiswerteren 
Wohnraum den Vorzug. Das wird ganz klar von 
den Mietern so abgestimmt.  
 
Was den Kauf einer Immobilie angeht, auch da 
muss man sagen, ist der Energieausweis wenig 
hilfreich und trifft auf wenig Interesse. Das liegt 
auch an einer ganz praktischen Sache. Wer eine 
gebrauchte Immobilie kauft, möchte die dann 
erst mal ein wenig zur eigenen Immobilie ma-
chen. Es wird ein bisschen modernisiert, es wird 
ein wenig saniert. Dadurch ändert sich selbst-
verständlich der energetische Zustand der Im-
mobilie. Das heißt die Aussagekraft des Ener-
gieausweises zum Zeitpunkt des Kaufes ist, dass 
ist jedem Käufer in der Regel bewusst, keine 
Aussage über den Zeitpunkt, den das Haus 
haben wird, wenn der neue Käufer dann in die 
Immobilie einzieht. Dazu ist mittlerweile bekannt, 
dass auch und gerade die Bedarfsausweise, die 
ja im Einfamilien- hausbereich Pflicht sind, eine 
sehr geringe Aussagekraft haben. Ich verweise 

da nur nochmal auf die Studie die das BBSR in 
Auftrag gegeben hat, das Institut für angewandte 
Informatik im Bauwesen hat das durchgeführt. 
Dort wurden einfach mal die zugelassenen 
Computerprogramme nebeneinander gelegt. Ein 
Architekt hat ein Haus untersucht, hat seine 
Werte ermittelt und hat die dann in die Pro-
gramme eingegeben. Es waren 54 Stück und die 
Abweichungen lagen bei 30 Prozent. Das ent-
spricht dann der Bandbreite mehr oder minder 
von A bis F oder so was beim Energieausweis. 
Also Aussagekraft allein durch die zugelassene 
Software beim Bedarfs-Energieausweis: Eigent-
lich gleich Null. Das verwundert dann eigentlich 
nicht, dass dieser Energieausweis de facto in der 
Bevölkerung, ob nun bei Käufern oder bei Mie-
tern, mit wenig Aussagekraft verbunden wird und 
deswegen auf wenig Interesse stößt. Vielen 
Dank! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, an die Sach- 
verständigen. Als nächstes hatte sich Michael 
Groß für die SPD-Fraktion gemeldet. Und dann 
Sebastian Körber für die FDP-Fraktion. 
 
Abg. Michael Groß (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Vogel! Herzlichen Dank an die Expertinnen 
und Experten! Erlauben Sie mir zwei Bemer-
kungen vorweg. Es wurde schon angesprochen, 
dass wir eine sehr differenzierte Wohnungssitu-
ation, einen sehr differenzierten Wohnungsmarkt 
haben und man muss auch den Gebäudebe-
stand sehr differenziert betrachten: 83 Prozent 
der 18 Millionen Wohnhäuser sind Ein- und 
Zwei-Familienhäuser. Daraus folgt die Notwen-
digkeit, mit differenzierten Instrumenten zu rea-
gieren. Das Mietrecht ist ein Spielfeld. Aber eben 
nicht der Treiber, um die Energiewende voran zu 
bringen. Es geht darum, zu schauen, wie man 
die Beteiligten, insbesondere die Mieter, vor dem 
Hintergrund ihrer Einkommens-, womöglich 
Armutssituation schützen kann. Weiterhin ist die 
steuerliche Förderung sicherlich ein Instrument, 
wenn der Deutsche ein Steuersparer ist. Es ist 
aber nicht das entscheidende Instrument, son-
dern auch ein Ablenkungsmanöver vor einer 
unverlässlichen, nicht planbaren Politik der 
Bundesregierung im Bereich Fördermittel, die 
unzureichend sind.  
 
Ich habe zwei Fragen. Die erste Frage an Herrn 
Siebenkotten. Vor dem Hintergrund, dass das 
Mietrecht nicht das einzige Instrument ist und 
seine soziale Funktion zu schützen ist: Was ist 
aus Ihrer Sicht notwendig, um eine faire und 
soziale Balance zwischen den Interessen der 
Vermieter und der Mieter herzustellen? Auch mit 
Blick auf die vielen Aufgaben: demographischer 
Wandel, Barrierefreiheit, Bevölkerungsrückgang, 
energetische Sanierung und Bezahlbarkeit. Die 
zweite Frage möchte ich Frau Kort-Weiher stel-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 87. Sitzung, 28.11.2012 

10 
 

len. Ebenfalls vor dem Hintergrund, dass nicht 
nur das Mietrecht der Hebel ist: Welche Rolle 
können die Städte und Kommunen bei der Um-
setzung der politischen Ziele, die ich gerade 
genannt habe, übernehmen? Und welche Un-
terstützung brauchen sie dabei? 
 
Stellv. Vorsitzender: Danke! Der Fragesteller 
hat die Reihenfolge vorgegeben. Bitte, Herr 
Siebenkotten! 
 
Lukas Siebenkotten (DMB): Herr Groß, meine 
Damen und Herren! Sie haben mich danach 
gefragt, wie man auch mietrechtlich den Aus-
gleich zwischen Vermietern und Mietern ver-
nünftig hinbekommen kann. Lassen Sie mich 
dazu zunächst sagen: jedenfalls nicht mit dem 
Mietrechtsänderungsgesetz, das im Moment in 
der Pipeline ist, denn da werden die eigentlich 
wichtigen Fragen – Wie soll eigentlich wer was 
bezahlen? – überhaupt nicht angepackt. Unserer 
Ansicht nach wäre von Bedeutung, sich etwa im 
Mietrecht mit dem § 559 BGB zu beschäftigen, 
mit den berühmten elf Prozent, über die der 
Kollege Dr. Warnecke eben auch gesprochen 
hat. Im Antrag steht auch, man solle sie auf neun 
Prozent senken. Unserer Ansicht nach ist das 
eigentliche Problem ein anderes. Letztlich wird 
es keine Lösung sein, ob wir elf, neun, acht oder 
wie viel Prozent nehmen. Wir müssen uns 
stattdessen mit der Frage beschäftigen, wie man 
die Umlage, die in § 559 BGB steht, an der 
Energieeffizienzsteigerung orientieren kann. Sie 
ist heute ausschließlich an der Investitions-
summe orientiert. Man sollte den Vermieter dafür 
belohnen, dass er besonders viel Energieeffizi-
enzsteigerung erreicht – was übrigens auch dazu 
führt, dass der Mieter besonders viel Heizkosten 
einspart. Also das wäre eine Stellschraube in-
nerhalb des Mietrechts, wo man unserer Ansicht 
nach etwas tun könnte. Generell ist aber die 
ganz entscheidende Frage: Wie schaffen wir es, 
nicht nur Umweltgesetze und Gesetze im 
Stadtentwicklungsbereich zu machen, sondern 
gleichzeitig die Frage der Kostenverteilung zu 
klären? Schaffen wir die Umsetzung der gene-
rellen Überlegung, dass bei der energetischen 
Sanierung etwa ein Drittel der Kosten durch 
staatliche Fördermaßnahmen, steuerliche Er-
leichterung oder ähnliches, ein Drittel durch den 
Vermieter und ein Drittel durch den Mieter ge-
tragen werden sollen? Davon sind wir heute 
meilenweit entfernt. Ganz wesentlich wäre auch, 
dass von der staatlichen Seite – da bin ich üb-
rigens derselben Meinung wie Herr Dr. Warne-
cke – eine Verlässlichkeit reinkommt. Damit wir 
mal wissen, dass es über mehrere Jahre hinweg 
die gleiche Förderkulisse gibt. Das führt auch bei 
Investoren dazu, dass sie sagen: Darauf kann 
ich mich verlassen, dann bin ich auch bereit zu 
investieren. Das sind die wesentlichen Punkte, 

die mir in diesem Zusammenhang aufgefallen 
sind. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Sie-
benkotten! Frau Kort-Weiher, bitteschön!  
 
Gesine Kort-Weiher (DST): Die Städte sind 
natürlich in unterschiedlichster Hinsicht von dem 
Thema tangiert und haben an sozialen Aspekten 
wie der Mietpreisentwicklung ein besonderes 
Interesse, weil Wohnraumknappheit und stei-
gende Mieten schlecht sind für die Attraktivität 
der Städte als Wohn- und Wirtschaftsstandort. 
Da die Ausgangsbedingungen natürlich ver-
schieden sind, sind die Städte in unterschiedli-
cher Weise sehr aktiv unterwegs. Zunächst mal 
im Bereich der Sicherung preiswerten Wohn-
raums durch eigene kommunale Wohnungsun-
ternehmen. Dann bei Bestandsinvestitionen und 
im Bereich des Neubaus als Bewilligungsbe-
hörden für Mittel der sozialen Wohnraumförde-
rung. Daneben mit eigenen Fördermitteln sowohl 
für Neubau als auch für Bestandsmaßnahmen. 
Weiterhin in einem großen Maße im Bereich der 
Ansprache, Beratung und Motivation von Inves-
toren, was insbesondere bei den privaten 
Hauseigentümern allein aufgrund der schieren 
Zahl und des Zugangs nicht ganz einfach ist – da 
muss man sich vielleicht auch nochmal überle-
gen, wie man ein Stück weiterkommt. Weiterhin 
bezogen auf Mietsteigerungen natürlich im Be-
reich Überwachung der Mietpreisüberhöhung, 
zum Beispiel durch Instrumente wie § 5 Wirt-
schaftsstrafgesetz. Schließlich auch ganz we-
sentlich dadurch, dass sie kommunale Wohn-
konzepte und Klimaschutzkonzepte entwickeln, 
denn man darf die Wohnungspolitik nicht singu-
lär, sondern muss sie integriert betrachten. 
Wenn ich beispielsweise altengerecht umbauen 
will, reicht es nicht, eine altengerechte Wohnung 
zu haben. Auch das Wohnumfeld, die Nahver-
sorgung etc. müssen dazukommen. Deswegen 
ist eine integrierte Betrachtungsweise so wichtig 
und deswegen ist es wichtig, dass man konzep-
tionell rangeht. Auch um den Investoren Pla-
nungssicherheit darüber zu verschaffen, was 
sich in dem Quartier und in dem Stadtteil tut. Ich 
denke mal, das reicht für‘s Erste. 
 
Abg. Michael Groß (SPD): Können Sie bitte 
noch meine Frage beantworten, welche Unter-
stützung noch notwendig wäre? 
 
Stellv. Vorsitzender: Bitte, Frau Kort-Weiher! 
 
Gesine Kort-Weiher (DST): Das will ich natür-
lich nicht vernachlässigen. Natürlich Fortführung 
der Kompensationszahlungen – und dass die 
Länder die Mittel auch entsprechend in Pro-
gramme fließen lassen – und zwar dergestalt, 
dass die Rahmenbedingungen so flexibel sind, 
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dass man auch den unterschiedlichen örtlichen 
Verhältnissen gerecht werden kann, wie auch die 
Fortführung der KfW-Förderung. Also generell 
vorzugsweise im Bereich der Förderung. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank! Als nächstes 
erhält für die FDP-Fraktion Sebastian Körber das 
Wort! Frau Bluhm, Sie sind als Nächste dran! 
 
Abg. Sebastian Körber (FDP): Vielen Dank, 
Herr Vorsitzender! Anders als der Kollege Groß 
glaube ich, dass das vorgelegte Mietrecht eine 
wichtige Weichenstellung darstellt, um die 
energetische Sanierung voranzubringen. Ich 
glaube, dass der Entwurf sehr gut ist, so wie er 
uns vorliegt. Ich glaube aber Herr Spielmann hat 
eigentlich den entscheidenden Punkt ange-
sprochen: Um eine energetische Sanierung zu 
erreichen muss man steuerliche Abschrei-
bungsmöglichkeiten einsetzen. Wir wissen ja, 
dass das gerade von Rot-Grün im Bundesrat 
nach wie vor bedauerlicherweise blockiert wird, 
deshalb würde ich gerne hier mal eine Ein-
schätzung haben von den Bestandshaltern 
Herrn Warnecke und Herrn Lieberknecht. Wir 
bekennen uns hier als Regierungskoalition auch 
ganz klar für Anreize statt Zwang. Wie würden 
Sie diese steuerlichen Abschreibungsmöglich-
keiten als Impulsgeber im Vergleich zu immer 
höheren ordnungsrechtlichen Vorgaben, wie es 
ja auch die Grünen zum Teil in ihrem Antrag 
vorschlagen, einschätzen? Wie beurteilen Sie da 
die Wirksamkeit? Vielleicht können Sie auch kurz 
darstellen, wie viel eine energetische Sanierung 
kostet. Kann ich das überall in Deutschland 
umlegen? Wie beurteilen Sie dann, dass die 
Grünen hier weitere Reduktionen vorschlagen? 
Es muss ja auch irgendwann wirtschaftlich und 
eine Investition sein. Wo ist da Ihre Belastbar-
keitsgrenze? Vielleicht einfach mal diese Ab-
grenzung: AfA contra Energieeinsparverord-
nung. 
 
Stellv. Vorsitzender: Haben Sie sich geeinigt 
wer beginnt? Herr Dr. Warnecke! 
 
Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Sicherlich 
besteht da ein Potpourri an Möglichkeiten, weil 
die Eigentümer unterschiedlich sind. Aber ein 
paar Dinge kann man klar sehen. In Baden- 
Württemberg besteht Zwang und dort können wir 
feststellen, dass die Modernisierungsquote seit 
der Einführung des Zwangs nach unten gegan-
gen ist. Das bedeutet, dass der Zwang nicht das 
Mittel oder die Lösung zu sein scheint. Es müs-
sen also Anreize tatsächlich gesetzt werden.       
§ 82a Einkommenssteuer-Durchführungsverord- 
nung war so ein Mittel, das eigentlich an seinem 
eigenen Erfolg gescheitert ist. Deswegen ist aus 
Sicht von Haus & Grund eine Möglichkeit, diese 
Vorschrift, leicht modifiziert natürlich, passend 

jetzt, ins Rennen zu bringen. Daneben sind 
natürlich auch die Förderprogramme der KfW 
von Interesse. Wir haben hier festgestellt, dass 
sich in den vergangenen Jahren oder gerade im 
letzten Jahr, einiges verbessert hat. Die Pro-
gramme wurden ja zum Teil sehr rasant geän-
dert. So rasant, dass man sich in seinen Investi-
tionen faktisch nicht darauf verlassen konnte, bis 
man dann die Planung erfolgreich beendet hatte 
– nach drei Monaten gab es das Förderpro-
gramm schon nicht mehr. Also auch da ist eine 
Konsolidierung eingetreten, die wir sehr begrü-
ßen. Die Mittel werden noch abgerufen und es 
wäre sehr wichtig, diese Förderprogramme auch 
in der Zukunft weiter laufen zu lassen. Dazu 
kommt dann auch – und das ist aus unserer Sicht 
kein unwichtiger Punkt – das Mietrecht im Hin-
blick auf den § 559 BGB. Hier steht ja nicht an, 
die Modernisierungsmieterhöhung der Höhe 
nach auszuweiten, sondern es geht bei dem zur 
Zeit zur Beratung vorliegenden Gesetzentwurf 
vor allen Dingen darum, das Ganze einfach und 
sinnvoll zu gestalten. Das Ganze ist eben derzeit 
doch ein Hemmnis, denn man muss einfach mal 
sehen, dass nach geltendem Recht, wenn man 
den Standardkommentar aufschlägt, der Einbau 
von Solarthermie auf dem Dach, also die Unter-
stützung der Warmwasserversorgung in einem 
Haus, keine energetische Modernisierung im 
Sinne des Mietrechtes ist. Dann muss man sich 
fragen: Wenn schon der Einbau von Solar- 
thermie keine energetische Modernisierung ist, 
was denn dann? Es gehört eben auch dazu, 
dass die Mieter zumindest anteilig an den Kosten 
beteiligt werden. Es gibt keine hundertprozentig 
verlässlichen Zahlen, man kann aber grob sagen 
– weil es abhängig vom Gebäudealter und Ge-
bäudezustand ist –, dass von den investierten 
Kosten 60 bis 90 Prozent beim Eigentümer ver-
bleiben. Wir reden überhaupt nur über zehn bis 
maximal 40 Prozent der Kosten, die dann im 
Rahmen einer Modernisierungsmieterhöhung 
die Miete nach oben setzen könnten. Das heißt 
de facto ist es derzeit so, dass bei der Kosten-
teilung der Vermieter, der Eigentümer, den ab-
soluten Löwenanteil der Kosten zu tragen hat 
und deswegen müssen bei der Neujustierung 
dessen, wer denn den Klimawandel stoppen soll, 
wer die Kosten dafür zu tragen hat, alle mit ran. 
Eben auch diejenigen, die die Wohnung nutzen, 
also auch die Mieter. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. 
Warnecke! Herr Dr. Lieberknecht! 
 
Dr. Christian Lieberknecht (GdW): Herr Kör-
ber, Sie haben die Förderung, auch die steuer-
liche Förderung, angesprochen. Wir tragen diese 
Förderung als GdW mit, weil wir insgesamt 
glauben, dass auch die Anbietergruppe, die ja 
hier ganz links außen sitzt, Herr Warnecke von 
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Haus & Grund, diejenigen sind, die vielleicht 
auch noch einen besonderen Anreiz brauchen. 
Das will ich jetzt gar nicht qualifizieren. Das ist 
einfach aufgrund der Umstände unter denen 
Einzelanbieter wirtschaften müssen und unter 
denen Unternehmen wirtschaften können sehr 
unterschiedlich. Gleiches gilt für das Mietrecht. 
Auch da teilen wir diese Forderungen nach Er-
leichterung für energetische Sanierung, die jetzt 
im aktuellen Entwurf angelegt sind. Gleichwohl 
besteht wahrscheinlich auch hier die größere 
Bedeutung für die Haus & Grund Mitglieder. Sie 
haben auch nach den durchschnittlichen Kosten 
gefragt. Unabhängig von Teilmärkten, rechnen 
wir damit, dass eine energetische Sanierung im 
Durchschnitt 200 bis 300 Euro pro Quadratmeter 
beansprucht. Bei einer elfprozentigen Moderni-
sierungsumlage und ohne Förderung würde das 
bedeuten, dass es zu einer Mietpreisanhebung 
von ein bis zwei Euro pro Quadratmeter kommen 
müsste. Um das zu reduzieren, denn dieser 
Anhebung der Nettokaltmiete von ein bis zwei 
Euro steht natürlich nicht eine gleich hohe Er-
sparnis von Energiekosten gegenüber, das be-
läuft sich dann auf 30 bis 60 Cent, braucht man 
natürlich das, was wir vorhin schon angespro-
chen haben: eine verlässliche Förderung um 
diese sozialpolitische Verwicklung der Klimapo-
litik irgendwie in den Griff zu bekommen. Und 
das geht über eine KfW-Förderung, das geht 
über eine Wohnraumförderung, wenn sie ver-
nünftig von den Ländern eingesetzt wird. Wobei 
es gar nicht sein muss das man jetzt die Förde-
rung innerhalb von einem Jahr oder eineinhalb 
Jahren auf 5 Mrd. Euro vervielfacht. Denn das 
muss ja auch vom Markt aufgenommen werden. 
Es geht also nicht um einzelne Größen, sondern 
um die Programmstruktur. Man kann 5 Mrd. Euro 
zu Verfügung stellen, aber ein Programm dafür 
stricken, das im Grunde von den Investoren nicht 
angewendet werden kann. Also auch da muss 
immer genau gucken und absolute Beträge und 
Inhalte trennen. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. 
Lieberknecht! Frau Bluhm, Sie haben das Wort! 
 
Abg. Heidrun Bluhm (DIE LINKE.): Herzlichen 
Dank, Herr Vorsitzender! Frau Kort-Weiher, Sie 
haben in Ihrem Statement am Anfang gesagt, 
dass auch die Eigentümerstruktur in den Kom-
munen unter Umständen nicht gleichwertig an 
der energetischen Sanierung teilnehmen kann 
und haben das auch mit einigen Worten be-
gründet. Ich würde Sie fragen wollen: Ist die 
gegenwärtige Eigentümerstruktur auf dem 
Wohnungsmarkt aus der Sicht der Kommunen 
unter Voraussetzung der regionalen Unter-
schiedlichkeit überhaupt geeignet, vor dem 
Hintergrund der energetischen Ertüchtigung der 
entsprechenden Wohnungsbestände, die sozi-

alen Herausforderungen im Mietrecht und in der 
Mietenpolitik zu lösen? Oder wie sieht aus der 
Sicht der Kommunen die Entwicklung in der 
Zukunft aus, was müsste sich da gegebenenfalls 
neu bilden – ich will jetzt nicht sagen ändern –, 
sondern neu bilden. Also meine Frage ist kurz 
gefasst: Ist die gegenwärtige Eigentümerstruktur 
unter sozialen und energetischen Aspekten 
geeignet, diese Herausforderung der Politik zu 
erfüllen? Und eine ähnliche Frage, nur etwas 
andersherum, aus der Sicht der privaten Eigen-
tümer, würde ich gerne Herrn Dr. Warnecke 
stellen wollen: Sie selbst sagen ja auch auf 
Veranstaltungen immer wieder, dass Sie und die 
Wohnungseigentümer, die Sie vertreten, zum 
Teil überfordert sind mit den politischen Her-
ausforderungen und dass ein stärkeres finanzi-
elles Engagement der Politik erforderlich wäre, 
um Ihrer Eigentümerstruktur zu entsprechen. 
Welche Vorstellungen über Hilfe und Unterstüt-
zung haben Sie und die Mitglieder in Ihrem 
Verband, um die Herausforderungen, die die 
Politik stellt, auch bewältigen zu können? Ich 
denke auch zum Beispiel daran, dass viele Ihrer 
Mitglieder etwas älter sind und nicht mehr un-
bedingt an KfW-Förderung oder anderes her-
angekommen, weil sie zum Beispiel überhaupt 
keine Kredite bekommen. Deshalb meine Frage: 
Gibt es in Ihrem Verband eigene Vorstellungen 
wie man mit der Eigentümerstruktur, die Sie 
vertreten, diese Herausforderungen auch erfül-
len kann und was haben Sie für Ideen, das zu 
unterstützen? 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Bluhm! 
Frau Kort-Weiher, Sie haben das Wort! 
 
Gesine Kort-Weiher (DST): In der Tat sind die 
Eigentümerstrukturen unterschiedlich, Frau 
Bluhm, und das unterscheidet sich regional 
natürlich noch sehr stark. Wir müssen mit den 
vorhandenen Strukturen zunächst mal leben, 
denn wir haben nur relativ begrenzt Einfluss 
darauf. Ich kann aber sagen – und nicht umsonst 
gibt es in NRW eine entsprechende Enque-
te-Kommission –, dass uns in vielen Städten die 
Finanzinvestoren erhebliche Probleme bereiten. 
Denn diese zeigen überproportional Investiti-
onszurückhaltung – vorsichtig ausgedrückt – und 
halten ihre Bestände nicht in Schuss. Mieter-
höhungsspielräume werden hingegen ausge-
nutzt, wo sie sich auftun. Weiterhin kann ich aus 
Sicht der Städte sagen, dass für die Verhältnisse 
am örtlichen Wohnungsmarkt die kommunalen 
Wohnungsunternehmen eine besondere Rolle 
spielen. Zum einen als Vorreiter im Bereich 
Modernisierung, weil die vielleicht auch mal 
bereit sind – allerdings in Grenzen, denn sie 
müssen ja auch auf Wirtschaftlichkeit achten – 
mal Projekte zu stemmen, bei denen die Wirt-
schaftlichkeit eher grenzwertig ist. Zum anderen 
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spielen sie auch eine besondere Rolle bei der 
Versorgung einkommensschwacher Haushalte. 
Letztlich muss man aber sagen: Alle Woh-
nungsmarktakteure wirken mit und man muss als 
Stadt darauf achten, dass man die alle animiert 
mitzumachen, denn die Städte können die 
Probleme am Wohnungsmarkt nicht alleine 
stemmen; sie sind auf Partner in der Woh-
nungswirtschaft angewiesen. Vielen Dank! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Frau 
Kort-Weiher! Herr Dr. Warnecke, bitte! 
 
Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Vielen 
Dank, Frau Bluhm! Ich denke sehr wohl, dass 
diese Herausforderungen mit der gegenwertigen 
Eigentümerstruktur bewältigt werden können, 
denn diese Eigentümerstruktur hat auch die 
Herausforderung nach dem Zweiten Weltkrieg 
bewältigt – zumindest im Westen Deutschlands. 
Wir glauben, dass die privaten Eigentümer 
selbstverständlich in der Lage sind, den neuen 
Herausforderungen gewachsen zu sein, jedoch 
unter der Voraussetzung, dass die Rahmenbe-
dingungen stimmen. Es sind viele Stellschrau-
ben und Rahmenbedingungen, die da angepasst 
werden müssen. Zur Frage, was wir selbst ma-
chen: Wir sind sehr froh, dass das BMVBS das 
Modelvorhaben „KiQ – Kooperation im Quartier“ 
ins Leben gerufen hat. Der erste Zwischenbe-
richt zeigt eine absolut positive Resonanz. Es 
geht bei dem Programm KiQ darum, in einem 
Quartier private Eigentümer mit der Kommune 
unter Führung eines Haus & Grund Vereins an 
einen Tisch zu bekommen. Das funktioniert 
auch. Es funktioniert, weil alle Akteure an einem 
Strang ziehen, weil alle Beteiligten in einem 
Quartier eine gemeinsame Vision haben, weil die 
Mittel zielgerichtet eingesetzt werden und weil 
das gesamte Quartier auf einmal die Motivation 
spürt, dass sich Investitionen in einem be-
stimmten Bereich lohnen. Aus Sicht des privaten 
Eigentümers – etwas überzeichnet formuliert: Er 
merkt auf einmal, dass es sich lohnt, weil er nicht 
gegen die Stadt oder die Gemeinde arbeitet, 
sondern mit der Stadt und der Gemeinde. Wir 
erhoffen uns angesichts dieses sehr positiven 
Berichts – das Projekt ist ja vom BMVBS erst vor 
zwei, drei Jahren ins Leben gerufen worden –, 
dass daraus Folgeprojekte und Folgelösungen 
entstehen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist sicherlich auch ein 
wichtiger Schritt, dass die Mittel, die für das 
Programm „Soziale Stadt“ zu Verfügung ge-
standen haben, verringert worden sind. Diese 
sind häufig den Herausforderungen, denen wir 
uns zum Beispiel mit dem demographischen 
Wandel stellen müssen, entgegengelaufen. Die 
Förderung ist häufig in die Stadtrandlagen ge-
gangen und das war in der Regel an den privaten 

Eigentümern vorbei. Aber mit KiQ und auch mit 
dem Stadtumbau West zeigt man, dass es mit 
der Eigentümerstruktur, die wir in Deutschland 
haben, und mit privaten Eigentümern machbar 
ist, eine ordentliche Stadtentwicklung und eine 
energetische Sanierung voranzutreiben. Wichtig 
dabei ist – ich erwähnte es – die Verstetigung der 
KfW-Programme und eine ganz verlässliche 
Politik im Hinblick auf die steuerliche Förderung, 
die KfW-Programme und die technischen Vor-
haben – das ist ganz wichtig. Die meisten Men-
schen, die meisten Bürger, kennen die Energie-
einsparverordnung (EnEV) nicht. Dass wir Profis 
von der EnEV 2007, 2009, 2012 und verschie-
denen Stufen reden, geht einfach an den meis-
ten Bürgern – und da schließe ich die Mieter jetzt 
mal großzügig mit ein – vorbei. Die Herausfor-
derungen, die da gestellt werden, sind immens. 
Sie werden alle anderthalb, zwei Jahre geändert. 
Sobald eine Version der EnEV auf dem Markt ist, 
wird die nächste diskutiert. Auf europäischer 
Ebene wird dazu leicht versetzt erneut über eine 
neue Richtlinie diskutiert. Auch das ist eine ganz 
erhebliche Herausforderung, die einfach zu 
Verunsicherung führt. Und last but not least ist 
natürlich auch die Gebäudetechnik mit der einen 
oder anderen Ungewissheit, die da heute noch 
im Raum steht, ebenfalls eine Herausforderung. 
Wir haben Gebäudetechniken, moderne erneu-
erbare Energien, effizientere Anlagen die nicht 
über 10 oder 20 Jahre getestet sind und wir 
haben auch ein wenig das Problem, dass die 
energetische Beratung, so wie sie stattfindet, 
manchmal nicht ganz so zielführend ist – um das 
vorsichtig auszudrücken. Wir empfehlen unseren 
Mitgliedern immer eine ganz klare, sachliche 
Beratung. Es würde sich lohnen, wenn man der 
energetischen Beratung für die Zukunft ein wenig 
auf den Weg helfen könnte, um einfach Aufklä-
rungsarbeit gegenüber den Bürgern zu leisten. 
Vielen Dank! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank! Frau Wagner 
bitte für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN! 
 
Abg. Daniela Wagner (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Danke, Herr Vorsitzender! Ich bin 
ganz froh, dass es doch noch zu einem öffentli-
chen Expertengespräch zur Mietrechtsänderung 
und zu unserem Antrag gekommen ist, denn der 
Rechtsausschuss befasst sich ja doch mit völlig 
anderen Aspekten dieses Themas, wie Siche-
rungsanordnung und anderes mehr. Lassen sie 
mich am Anfang ein paar Missverständnissen 
entgegentreten. Vorhin wurde gesagt – ich 
glaube von Herrn Warnecke von Haus & Grund – 
die Mieter müssten an der Finanzierung beteiligt 
werden. Das werden sie ja selbstverständlich. 
Sie bezahlen die energetische Modernisierung 
vollumfänglich; alles was über die Modernisie-
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rungsumlage umgelegt werden kann, wird von 
den Mietern bezahlt. Je nach Höhe der Umlage 
wird es in acht, neun, zehn oder elf Jahren be-
zahlt. Aber der Eigentümer tritt selbstverständ-
lich zunächst in Vorlage. Das andere, das noch 
erwähnt wurde, war die soziale Wohnraumför-
derung und die 518 Mio. Euro Bundesmittel, die 
die Länder noch erhalten. Diese Mittel haben 
zunächst mal mit der energetischen Gebäude-
sanierung eigentlich gar nichts zu tun, sondern 
dienen der sozialen Wohnraumförderung; güns-
tigenfalls dienen sie noch dem Ankauf von Be-
legungsrechten. Die energetische Gebäudesa-
nierung wird im Moment aber einzig und allein 
aus Mitteln der KfW-Förderprogramme bestrit-
ten. Lassen Sie mich noch etwas zu der Forde-
rung sagen, dass die Modernisierungsumlage 
sich auch an der Steigerung der Energieeffizienz 
orientieren müsse. Nach unserem Antrag tut sie 
das durchaus. Denn wir sagen ganz klar: Die 
energetische Sanierung muss nachweislich eine 
Einsparung von Primär- und Endenergie ent-
halten. Das ist eine Bedingung für uns. Und wir 
sagen weiterhin, dass wir die Modernisie-
rungsumlage auf die energetische Gebäudesa-
nierung und auf den altersgerechten Umbau 
beschränken wollen. Also insofern denke ich 
schon, dass diese Bedingung, die ich vollkom-
men richtig finde – ich glaube Herr Siebenkotten 
hatte sie formuliert –, mit dem von uns im Antrag 
formulierten § 554 Abs. 2 i.V.m. § 559 BBG erfüllt 
ist. Außerdem glaube ich überhaupt, dass unser 
Antrag insgesamt einigermaßen maßvoll ver-
sucht, die Interessen von Eigentümern, Ver-
mietern, aber auch Mieterinnen und Mietern im 
Blick zu behalten.  
 
Ich möchte Herrn Spielmann von der DUH zwei 
Fragen stellen. Zum einen möchte ich von Ihnen 
gerne wissen, inwieweit Sie die skizzierte Ge-
samtstrategie zur energetischen Gebäudesa-
nierung für zielführend halten, um die Klimaziele 
im Gebäudebereich zu erreichen und sozialver-
träglich umzusetzen und wie Sie im Verhältnis 
dazu die Strategie der Bundesregierung in Ihrem 
Gesetzentwurf zu einem Mietrechtsänderungs-
gesetz einordnen. Zum anderen möchte ich von 
Ihnen wissen, welche Möglichkeiten Sie bezogen 
auf die bundespolitischen Mieten- und Woh-
nungspolitik sehen, um die Energiewende im 
Gebäudebestand einerseits sozial ausgewogen 
zu gestalten und andererseits zu beschleunigen. 
Vielen Dank! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Frau Wag-
ner! Herr Spielmann, Sie haben das Wort! 
 
Michael Spielmann (DUH): Vielen Dank, Frau 
Wagner! Die Energiewende kann aus meiner 
Sicht an vielen Faktoren scheitern. Ein Faktor ist, 
dass wir über die wirklich wichtigen Bereiche 

nicht reden; ein solcher Bereich ist zum Beispiel 
Wärme. Wir reden sehr viel über Strom, wo dann 
beispielsweise der Wohnungsbau und die Sa-
nierung eine wichtige Rolle spielen. Wenn wir 
das machen ist das zielführend, egal ob im 
Mietrechtsänderungsgesetz oder in anderen 
Gesetzesvorhaben, die das fördern können. Von 
daher ist das ganz wichtig. Weiterhin wird oder 
kann die Energiewende scheitern, wenn die 
soziale Akzeptanz nicht da ist. Und das Problem, 
das ich bei dem jetzt vorliegenden Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung sehe, ist insbe-
sondere, dass er zum einen eben nicht wirklich 
die Anreize setzt und zum andern keine soziale 
Balance schafft. Wir haben das ja eben schon 
diskutiert. Aus unserer Sicht ist es so, dass der 
Mieter überproportional belastet wird, wenn das, 
was die Bundesregierung vorgelegt hat, tat-
sächlich Realität würde. Das würde dann dazu 
führen, dass die Energiewende dort nicht nur 
keine Akzeptanz erhält, sondern auch scheitern 
wird. Das ist in dem Entwurf der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sehr viel gerechter 
geregelt. Wir sehen da sehr viel mehr Anreize, 
dass es tatsächlich durch die Privilegierung der 
energetischen Sanierung zum Einen nicht zu 
Luxussanierungen kommt, die im Sinne von 
Klimaschutz und Energiesanierung nicht ziel-
führend sind, und dass zum Anderen der Mieter 
nicht überbelastet wird.  
 
Es gibt noch einen Bereich, der allerdings auch 
in dem Antrag der Grünen aus meiner Sicht nicht 
ausreichend aufgegriffen wird. Wir haben auch 
das Problem, dass wir in vielen Bereichen der 
Politik und auch in diesem Bereich ein großes 
Vollzugsdefizit haben. Insbesondere im Entwurf 
der Bundesregierung, aber auch im Entwurf der 
Grünen wird aus unserer Sicht nicht ausreichend 
garantiert, dass das, wofür die Mieter und Ver-
mieter ja Leistungen bringen sollen, auch tat-
sächlich zu den Effekten führt. Wenn Sie sich 
den derzeitigen Vollzug in der Praxis angucken, 
beispielsweise beim Erneuerbare-Energien- 
Wärme-Gesetz oder bei der EnEV, da gibt es in 
vielen Bundesländern überhaupt keine Voll-
zugskontrolle und es ist sehr fraglich, ob die 
Maßnahmen, die wir teuer finanzieren, egal ob 
Vermieter oder Mieter, tatsächlich zu Einspar-
ergebnissen führen. Deswegen ist es sehr wich-
tig, dass das, was in dem Antrag von den Grünen 
sozusagen als Garantie genannt wird, auch in 
der Praxis wirklich durchgesetzt wird. Denn wir 
werden in der Gesellschaft kein Verständnis 
dafür haben, wenn wir die Effekte nicht errei-
chen, die wir vorgeben – das gilt auch für andere 
Bereiche, wenn Sie sich einen energieeffizienten 
Kühlschrank kaufen, der nach zwei Jahren gar 
nicht mehr energieeffizient ist. Das ist ein Punkt, 
der in dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN aus meiner Sicht noch zugespitzt 
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werden müsste. Ansonsten finde ich diesen 
Antrag im Vergleich zu dem, den die Bundesre-
gierung vorgelegt hat, sehr zielführend. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Spiel-
mann. Der Abg. Thomas Jarzombek hatte sich 
gemeldet. Besteht die Frage noch oder hat sich 
die Frage mit der Beantwortung oder mit den 
anderen Fragen erledigt? Wenn das die Zu-
stimmung der anderen Kollegen findet, dann 
würden wir eine kurze Frage noch zulassen, die 
dann auch kurz beantwortet wird. Danach kann 
die Bundesregierung bei Bedarf noch etwas 
ergänzen. Bitte, Kollege Jarzombek! 
 
Abg. Thomas Jarzombek (CDU/CSU): Ich 
streiche mal meine anderen Fragen in Anbe-
tracht der Zeit. An Herrn Dr. Warnecke habe ich 
eine Frage. Bei den Heizkosten geht es ja nicht 
darum, wie sie sein könnten, sondern auch wie 
sie tatsächlich sind, je nachdem, wie derjenige, 
der darin lebt, damit umgeht. Das bezieht sich 
auf die Heizkostenverordnung. Diese regelt, 
dass zumindest bei noch nicht energetisch sa-
nierten Gebäuden 70 Prozent nach Verbrauch 
und 30 Prozent nach Fläche berechnet werden 
müssen. Und da sind Dinge drin, von denen man 
so hört, dass das immer wieder zu Schwierig-
keiten führt. Zum Beispiel die Frage der Isolie-
rung von Rohrleitungen. Insofern würde mich 
interessieren, wie Ihre Erfahrungen damit sind, 
und ob Sie der Meinung sind, man müsste auch 
bei energetisch sanierten Gebäuden diesen 
Anteil des direkt zurechenbaren Verbrauchs 
vielleicht noch höher einsetzen, als es heute in 
der Heizkostenverordnung der Fall ist. 
 
Stellv. Vorsitzender: Herr Dr. Warnecke, Sie 
sind dran! 
 
Dr. Kai H. Warnecke (Haus & Grund): Das ist 
eine sehr umstrittene Frage. Man kann mit guten 
Argumenten die 30/70-Regelung in jede Rich-
tung drehen. Ich denke, das Wichtige ist, erst 
einmal zu sehen, dass die Heizkosten extrem 
stark von der individuellen Wohlfühltemperatur 
abhängen. Das ist eine der großen Herausfor-
derungen, die wir bei einer energetischen Mo-
dernisierung immer erst einmal haben: Wenn die 
Gebäude saniert sind und die meisten Bewohner 
– das schließt Mieter und selbstnutzende Eigen- 
tümer in den Häusern ein – die Heizung höher 
aufdrehen, frei nach dem Motte: ist ja jetzt sa-
niert, das wird schon funktionieren, und dann 
aber eins, zwei, drei Grad höher heizen, führt das 
natürlich unmittelbar zu höherem Verbrauch. 
Dann kommt es immer wieder zu diesen Ent-
täuschungen: wie kann das sein, dass trotz der 
Sanierung ein höherer Verbrauch entsteht? Die 
Verteilung ist nach der Heizkostenverordnung in 
diesem Fenster 70-30 zu regeln. Nach unseren 

Erfahrungen ist es sinnvoll, den Anteil des Ver-
brauchs, also den Basiswert, runter zu schrau-
ben und den Verbrauchswert höher zu schrau-
ben, je besser das Haus saniert ist. Es gibt 
schlicht und ergreifend einen höheren eigenen 
Bezug zu der verbrauchten Energie, die man in 
einem Objekt hat. Das heißt, das Interesse des 
Nutzers, sei es nun ein Eigentümer oder sei es 
ein Mieter, dementsprechend den Verbrauch zu 
regeln und damit tatsächlich eine Auswirkung auf 
den eigenen Geldbeutel zu haben, steigt wenn 
dieser Verbrauchsanteil höher ist. Vielen Dank! 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Dr. 
Warnecke für die kurze, präzise Antwort! Dem 
guten Brauch des Ausschusses aus langjähriger 
Tradition folgend, ist uns die Information und die 
Auffassung des Ministeriums immer sehr wichtig. 
Deswegen hat das Ministerium das Wort. Bitte, 
Herr Staatssekretär Jan Mücke! 
 
PSts Jan Mücke (BMVBS): Herr Vorsitzender, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte Sie 
nicht vom Mittagessen abhalten, aber eine kleine 
Bemerkung möchte ich doch anfügen. Ich 
glaube, weil gerade das Vollzugsdefizit ange-
sprochen wurde und gesagt wurde, dass kaum 
kontrolliert werde … wir können doch davon 
ausgehen, dass sich die meisten Menschen in 
diesem Land rechtstreu verhalten. Deshalb 
werden auch Sanierungen nach dem Stand der 
Technik durchgeführt. Auch die Fachbetriebe 
achten darauf, dass dies passiert. Wir wissen, 
dass wir bei der Qualitätssicherung, auch bei 
dem Thema Energieberatung, genauer hinsehen 
müssen. Wir haben uns auch beim Thema 
energetische Sanierung dazu Gedanken ge-
macht. Ich möchte aber davor warnen, dass wir 
in eine Art Überwachungsstaat oder in überwa-
chungsstaatliche Ansätze verfallen und versu-
chen den Energiepolizisten vorbeizuschicken, 
der dann ganz genau nachsieht, ob so eine 
Sanierung auch richtig funktioniert. 
 
Zwischenruf Abg. Sören Bartol (SPD): Ist das 
jetzt die FDP-Position oder die der Bundesre-
gierung? 
 
PSts Jan Mücke (BMVBS): Ich spreche für die 
Bundesregierung. Ich will eines noch ergänzen: 
Wenn unser Gesetzentwurf zur steuerlichen 
Förderung durch den Bundesrat gekommen 
wäre – bisher ist das ja noch nicht der Fall, aber 
ich habe die Hoffnung ja noch nicht aufgegeben, 
dass Sie noch zur Vernunft kommen – dann gibt 
es auch dort die Regelung, dass ein Sachver-
ständiger bestätigen muss, dass die Regelungen 
der Energieeinsparverordnung eingehalten 
werden. Wenn er das bestätigt, wider besseren 
Wissens, dann begeht er eine Beihilfe zur Steu-
erhinterziehung und das wird in Deutschland 
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recht streng bestraft. Also insofern ist auch der 
ordnungsrechtliche Rahmen aus meiner Sicht 
ausreichend und es wäre deshalb gut, wenn wir 
die Kirche im Dorf lassen und nicht zu hohe 
Erwartungen daran knüpfen, dass der Staat alles 
kontrollieren kann. Das kann er gerade im 
Baubereich nicht. 
 
Stellv. Vorsitzender: Vielen Dank an die Bun-
desregierung! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
denke, dass ich im Namen aller Ausschussmit-
glieder spreche, wenn ich den Sachverständigen 
sehr herzlich für die Ausführungen und für die 
Beantwortung der Fragen unserer Kollegen 
danke. Damit schließe ich die 87. Sitzung des 
Ausschusses für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung. Ich bitte die Obleute im Anschluss hier 
zu bleiben, um das Obleutegespräch durchzu-
führen. Dankeschön! 
 
 
 
Schluss der Sitzung: 13.20 Uhr  
 
 
 
 
 
Volkmar Vogel, MdB 
Stellv. Vorsitzender 
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Anlage 1 

 
Öffentliches Expertengespräch am 

28. November 2012, ab 12.00 Uhr zum 
 

 Antrag der Abgeordneten Daniela Wagner, Ingrid Hönlinger, Bettina Herlitzius,  
Dr. Anton Hofreiter, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
Wohnraum in Deutschland zukunftsfähig machen - Für ein sozial gerechtes und klima- 
freundliches Mietrecht 
 
BT-Drucksache 17/7983 
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